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Sachverhalt und Antr&ge 

I. 	Die Beschwerde richtet sich gegen die Entscheidung der 

Prufungsabteilung von 30. April 1991, die am 

7. November 1983 eingereichte europaische Patentanmeldung 

Nr. 83 111 100.0 (VerOffentlichungsnuinmer 0 108 415) 

wegen rnangelnder Kiarheit der am 22. Dezernber 1989 

eingegangenen unabhangigen Ansprüche 1 und 11 

zuruckzuweisen. 

II. 	In ihrem Erstbescheid hatte die Prufungsabteilung den 

Gegenstand der ursprUnglichen Anspruche 1 und 11 als 

nicht auf erfinderischer Tatigkeit gegenuber dem durch 

folgende Druckschriften gegebenen Stand der Technik 

beruhend angesehen, wobei sie speziell auf Dl Bezug nahm: 

Dl: 	IBM Technical Disclosure Bulletin, Band 20 (1977), 

Nr. 4 (September), Seiten 1524 - 1525, 

Electronic Design, Band 27 (1979), Nr. 7 

(29. Màrz), Seiten 102 - 106, 

Electronic Letters, Band 17 (1981), Nr. 19 

(17. September), Seiten 709 - 710. 

III. Nach Einschrànkung des Anspruchs 1 und spáter auch des 

Anspruchs 11 hat sie diese Anspruche jedoch für unklar 

erachtet. 

GemAZ der angefochtenen Entscheidung sah die Prüfungs-

abteilung die Unklarheit speziell darin, dais der Begriff 

"weitere T-States" vage und nichtssagend sei, und daZ 

über die Art der "Zustandsparameter" nichts ausgesagt 

sei. 
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Die Beschwerde wurde am 28. Juni 1991 erhoben und die 

betreffende GebUhr gleichzeitig entrichtet. 

Am 29. August 1991 reichte die BeschwerdefUhrerin eine 

BeschwerdebegrQndung em. 

Ihrer Ansicht nach seien die beanstandeten Begriffe klar. 

Im gleichen Sinne wie die externen Steuerungsablaufe, die 

durch die T-States TO etc. gekennzeichnet seien, seien 

nun erfindungsgemal, weitere T-States vorgesehen, die die 

internen Steuerungsablaufe kennzeichnen. 

Deren Erzeugung wie auch die Erzeugung der damit 

verbundenen T-States TO etc. werde derart gesteuert, da1 

die verschiedensten Zustands- bzw. Modussignale der 

mikroprogramrnierten Vorrichtung anzeigen, in weichen 

folgenden T-State die Vorrichtung Qbergehen mui. Diese 

beim Betrieb einer derartigen Vorrichtung auftretenden 

Zustands- bzw. Modussignale seien dem Fachmann bekannt. 

Eine detaillierte Angabe der mOglichen Ubergange von 

einem zu einem folgenden T-State wie in Fig. 6 bis 8 

gezeigt würde aber die Lesbarkeit des Anspruchs 

verschlechtern. 

Die Beschwerdeftihrerin beantragt, die angefochtene 

Entscheidung aufzuheben und das nachgesuchte Patent auf 

der Grundlage folgender Unterlagen zu erteilen: 

Beschreibung: Seiten 1 und 3 - 18, wie verOffentlicht, 

2 und 2a, eingegangen am 10. Mrz 1989; 

AnsprQche: 	1 und 11, eingegangen am 

22. Dezember 1989 (Hauptantrag) oder am 

29. August 1991 (Hilfsantrag), 2 - 10, 

eingegangen am 22. Dezernber 1989, 12 - 
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20, eingegangen am 10. Mrz 1989, 21, wie 

verOffentlicht; 

Zeichnung: 	Biatt 1 - 10, wie verOffentlicht. 

Die unabh&ngigen Anspruche lauten (unter Korrektur je 

eines offensichtiichen reinen Schreibfehlers in den 

beiden Anspruche 11) wie folgt: 

11 1. Integrierte mikroprograinmierte Vorrichtung zur 

Steuerung von Informationsverarbeitungsabläufen zur 

ErmOglichung eines Anschlusses an das BUS-Konzept der 

Intel-Bausteinfamilie iAPX 186 und iAPX 286 mit einer 

Vorrichtung (TSG) zur Erzeugung der T-States TO - Start 

eines BUS-Zykius -, Ti - erster T-State eines BUS- 

Zykius -,T2 - zweiter T-State des N 186-BUS-Zykius, T3 - 

dritter T-State des M 186-BUS-Zykius -, TL - Beendigung 

eines BUS-Zykius - und TI - Idle-State, 

d a d u r c h 	g e k e n n z e i c h n e t 

dag die Vorrichtung (TSG) zusätzlich zur Erzeugung von 

weiteren T-States (TVB, WE, TW) dient, dag die Erzeugung 

sowohi der T-States TO, Ti, T2, T3, TL, TI ais auch der 

weiteren T-States (WB, WE, TW) jeweils in Abhàngigkeit 

von vorhergehenden T-States und von Zustandsparametern 

wie den Momentanwerten von Zustands- bzw. Modussignalen 

(PRIOVLD, REQVLD, M186, ORGMKWAIT, RDWR, ISTE, IREADY, 

BIUSPLIT) erfolgt und dag sich jeder der weiteren T-

States (TVB, WE, TW) zeitlich mit rnindestens einem der 

T-States TO, Ti, T2, T3, TL oder TI uberlappt. 

ii. Verfahren zuin Betrieb einer integrierten mikro-

programmierten Vorrichtung zur Steuerung von 

Informationsverarbeitungsablãufen mit einer 

Vorrichtung (TSG) zur Erzeugung der T-States TO, Ti, T2, 

T3, TL und TI sowie weiterer T-States (WB, WE, TW), 
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wobei die Erzeugung der T-States jeweils in Abhangigkeit 

von vorhergehenden T-States und von Parametern wie den 

Momentanwerten von Zustands- bzw. Modussignalen (PRIOVLD, 

REQVLD, M186, ORGMKWAIT, RDWR, ISTE, IREADY, BIUSPLIT) 

erfoigt und wobei sich jeder der weiteren T-States (TVB, 

WE, TW) zeitlich mit mindestens einem der T-States TO, 

Ti, T2, T3, TL oder TI Uberlappt und mit mehreren 

steuerbaren Kanálen, wobei jedem Kanal ein Mikrbögrã±nm-

instruktionsregister (MPIR) zugeordnet ist in dem jeweils 

ein Mikrobefehi gespeichert ist und mit einem Mikro-

programm-Latch (MLATCH) nach einem der vorhergehenden 

AnsprUche, 

d a d u r c h g e k e n n z e i c h n e t 

dais wãhrend eines T-State-Zustands WB - T-State 

Vorbereitung Beginn - der weiteren T-State-Zustã.nde das 

Mikroprograrnm.-Instruktjonsregjster (MPIR) des 

priorisierten Kanais selektiert wird und dag der dort 

gespeicherte Mikrobefehl in ein Mikroprogramin-Latch 

(MLATCI-l) transferiert wird." 

Hi1fsantrac: 

"1. Integrierte mikroprogrammierte Vorrichtung zur 

Steuerung von Informationsverarbeitungsablaufen zur 

ErmOglichung eines Anschlusses an das BUS-Konzept der 

Intel Bausteinfamilie iAPX 186 und iAPX 286 mit einer 

Vorrichtung (TSG) zur Erzeugung der T-States TO - Start 

eines BUS-Zykius -, Ti - erster T-State eines BUS- 

Zykius -, T2 - zweiter T-State des M 186-BUS-Zykius, T3 - 

dritter T-State des M 186-BUS-Zykius -, TL - Beendigung 

eines BUS-Zykius - und Ti - Idle-State, zur Steuerung von 

externen Steuerablàufen der mikroprogrammierten 

Einrichtung, 

d a d u r c h g e k e n n z e i c h n e t 

dag die vorrichtung (TSG) zusätzlich zur Erzeugung von 

weiteren T-States (TVB, WE, TW) dient, wobei die 

weiteren T-States (TVB, WE, TW) zur Steuerung von 
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internen Steuerablauf en der mikroprograinmierten 

Vorrichtung dienen und dais wahrend eines der weiteren T-

States (TVB, WE, TW) mindestens einer der T-States TO, 

Ti, T2, T3, TL, TI erzeugt wird, so dag sich die weiteren 

T-States (TVB, WE, TW) mit mindestens einem der T-States 

TO, Ti, T2, T3, TL, TI uberiappen, dag die Erzeugung 

sowohi der T-States TO, Ti, T2, T3, TL, TI ais auch der 

weiteren T-States (TVB, WE, TW) jeweils in Abhãngigkeit 

von vorhergehenden T-States und den Momeritanwerten von 

Zustands- bzw. Modussignaien (PPRIOVLD, REQVLD, M186, 

ORGMKWAIT, RDWR, ISTE, IREADY, BIUSPLIT) erfolgt. 

11. Verfahren zum Betrieb einer integrierten mikro-

prograrnmierten Vorrichtung zur Steuerung von 

Inforxnationsverarbeitungsab1ufen mit einer 

Vorrichtung (TSG) zur Erzeugung der T-States TO, Ti, T2, 

T3, TL und TI zur Steuerung externer Steuerab1ufe sowie 

weiterer T-States (WE, WE, TW) zur Steuerung interner 

Steuerab1ufe, wobei die Erzeugung der T-States jeweiis 

in Abhngigkeit von vorhergehenden T-States und den 

Momentanwerten von Zustands- bzw. Modussignaien (PRIOVLD, 

REQVLD, M186, ORGMKWAIT I  RDW, ISTE, IREADY, BIUSPLIT) 

erfoigt und wobei sich jeder der weiteren T-States (WB, 

WE, TW) zeitlich mit mindestens einem der T-States TO, 

Ti, T2, T3, TL oder TI Uberiappt und mit mehreren 

steuerbaren Kanàlen, wobei jeden Kanal em 

Mikroprogramminstruktionsregister (MPIR) zugeordnet ist 

in dem jeweils ein Mikrobefehi gespeichert ist und mit 

einem Mikroprograinm-Latch (MLATCH) nach einem der 

vorhergehenden Anspruche, 

d a d u r c h gekennzeichnet, 

dais wàhrend eines ersten T-State-Zustands WB - T-State 

Vorbereitung Beginn - der weitren T-State-Zustànde das 

Mikroprogramm-InstruktionSregister (MPIR) des 

priorisierten Kanals selektiert wird und dais der dort 

gespeicherte Mikrobefehi in ein Mikroprogramm-Latch 

(MLATCH) transferiert wird." 
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Ent scheidungsgründe 

Die Beschwerde (vgl. II) ist zulassig. 

Von der angefochtenen Entscheidung ausgehend ist an sich 

nur die Frage zu entscheiden, ob die den 

ZurUckweisungsgrund bildenden Unklarheiten (s. III) auf 

die unabhängigen Arispruche gem&S Hauptantrag und 

gegebenenfalls gemag Hilfsantrag (s. VI) zutreffen (s. 

hierzu 3.1 - 3.4; 4.1, 4.9 - 4.11). 

Hierbei wird jedoch auch eine Rolle spielen, ob die 

Anspruche etwa in anderer Hinsicht unklar sind und/oder 

ob andere unter Artikel 84 EPU fallende Mãngel betroffen 

sind (3.5 - 3.13; 4.2 - 4.6, 4.12 - 4.16). 

Auf darnit zusarnrnenhängende Sachfragen wird jeweils 

ansch1ieffend einzugehen sein (3.14, 3.15; 4.7, 4.18). 

Hauptantrag 

3.1 	Der Begriff "weitere T-States" ist irn Anspruch 1 nicht 

nàher definiert. Nach Ansicht der Karnrner steilt dies 

jedoch keine Unklarheit des Anspruchs dar. 

Das Wort "T-State" im ursprQnglichen Anspruch 1 wurde von 

der PrQfungsabteilung nicht als unklar beanstandet, und 

zwar offensichtlich deswegen nicht, weil sie ihn als - 

wenngleich einer Frerndsprache entlehnten - Fachausdruck 

anerkannt hat. Zwar kornrnt dieses Wort in dieser Form 

weder in Dl noch in einer der anderen im PrOfungs-

verfahren entgegengehaltenen Druckschriften vor; jedoch 

wurde offensichtlich für klar gehalten, dag es sich dabei 

urn Prozessorzyklen wie in der Beschreibung (Seite 1, 

Zeile 23 - 26) angegeben handelt. 
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Gem&S Oberbegriff erzeugt eine Vorrichtung (TSG) T-States 

TO, Ti, T2, T3, TL und TI, und diese T-States sind - 

ebenfalls im Oberbegriff - an Hand von innerhaib der BUS-

Zykien (entweder nur des Prozessors M 186 oder der beiden 

Prozessoren M 186 und N 286 gleicherma1en) auftretenden 

Zustánden definiert. Weder wurde von der Prufungs-

abteilung noch wird von der Karrner in diesen AT-States" 

eine Unkiarheit gesehen. 

Das Wort ssweiteress  besagt nun klar und eindeutig, dag die 

Vorrichtung zusatziich noch andere, mit TO bis TI nicht 

identische T-States erzeugen soil. Rein sprachiich ist 

dies ohne weiteres zu verstehen, und insofern liegt keine 

Unklarheit vor. 

	

3.2 	Die "weiteren T-States" sind gemAS dem Anspruch 1 durch 

zwei technische Merkmale gekennzeichnet: 

- Ihre Erzeugung erfoigt in Abhngigkeit von 

vorhergehenden T-States und von Zustandsparametern; 

- jeder weitere T-State Uberiappt sich zeitiich mit 

(mindestens) einem der im Oberbegriff definierten. 

Diese zustz1ichen Merkmale bewirken jedoch nicht, da1 

das kiare Merkmai, daE "weitere T-States" erzeugt werden, 

unklar wird. Weder eine "Abhngigkeit" von irgendweichen 

GrOien noch eine "zeitliche Uberlappung" mit anderen 

Zustãnden machen diese weiteren T-States in irgendeiner 

Weise dubios und daher weniger kiar ais sie ohne diese 

zusàtzlichen Merkmale sind. 

	

3.3 	Dais es sich bei den genannten GrOi!en, vcn denen die T- 

State-Erzeugung abhangt, unter anderem urn "Zustands-

parameter" handein soil, ist sprachiich ebenfalis 

verstândlich und daher nicht unklar. Selbst wenn das Wort 

"wie" als "beispielsweise" verstanden wird, so dag die 
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- 8 - 	 T 0688/91 

anschlieienden Angaben ais nicht einschrankend zu 

interpretjeren sind, erscheint das Wort "Zustands-

parameter" insofern kiar, ais es besagt, dag die T-State- 

Erzeugung in Abhàngigkeit von irgendwelchen GrOfen 

erfolgen soil, weiche einen Zustand, z. B. einen 

momentanen Zustand, der Vorrichtung reprásentieren. 

	

3.4 	Zusarnrnenfassend 1st die Kamrner also bezuglich der 

beanstandeten Begriffe der Meinung, dai3 der Anspruch 1 

nicht unklar irn Sinne von nicht "deutlich" gem 

Artikel 84, zweiter Satz, EPU ist. 

Zwar ist der Anspruch wegen der ailgemeinen Interpretier -

barkeit der verwendeten Begriffe als "breit" anzusehen; 

Breite eines Anspruchs ist jedoch nicht mit Mangel an 

Kiarheit gleichzusetzen. 

	

3.5 	Die in der angefochtenen Entscheidung gegebene BegrUndung 

(Blatt 4, Abschnitt 2, zweiter Absatz) für die vermutete 

Unklarheit deutet jedoch darauf hin, dag die PrQfungs- 

abteilung die Beanstandung "nicht kiar un Sinne von 

Artikel 84 EPU" viel aligemeiner oder sogar in elnem 

anderen Sinne ais nicht "deutlich" gemag Artikel 84, 

zweiter Satz, EPU gemeint hat. 

Dieser Frage ist nunxnehr nachzugehen. 

	

3.6 	Die Angabe in der angefochtenen Entscheidung, der Begriff 

"weitere T-States" sei " zu vage und nichtssagend, als daf 

er zur Charakterisierung der Erfindung dienen kOnnte", 

wird so verstanden, daZ er zu ailgemein sei, urn den in 

den Anrneldungsunterlagen als Erfindung offenbarten 

Gegenstand zu definieren. 

Die weitere Angabe, der Ausdruck 'in Abhngigkeit ... von 

Zustandsparametern" sage nichts über die Art der 
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Parameter aus, wird ebenfalls so verstanden, dag er zu 

aligernein sei, urn den als Erfindung of fenbarten 

Gegenstand zu definieren. 

(Der Akte ist nicht entnebmbar, wie der betreffenden Satz 

der angefochtenen Entscheidung im Original lautete; es 

ist daher nicht ersichtlich, ob auf den mit "weder' 1  

eingeleiteten Ausdruck eine mit TMnochM eingeleitete 

weitere Aussage hátte folgen sollen bzw. weicher Art 

diese htte sein sollen.) 

	

3.7 	Diese beiden Angaben in der angefochtenen Entscheidung 

gehen somit of fensichtlich von dem aus, was in der 

Beschreibung als Erfindung of fenbart ist, und sie besagen 

letztlich, der Anspruch 1 sei demgegenuber zu ailgemein 

interpretierbar, d. h. zu breit. So verstanden kOnnen die 

Einwãnde gegen den Arispruch als (ebenfalls unter 

Artikel 84, zweiter Satz, EPU fallende) Beanstandung 

aufgefat werden, der Anspruch sei nicht von der 

Beschreibung gestUtzt. 

Eine soiche Beanstandung erscheint nicht unberechtigt, 

wie nachfolgend dargetan wird. 

	

3.8 	Nach der Beschreibung liegt der beanspruchten Vorrichtung 

eine Aufgabe zugrunde (Seite 1 und 2), für deren Losung 

es nicht nur wesentlich erscheint, da€ die weiteren T-

States in AJDhângigkeit von vorhergehenden T-States und 

von Zustandsparametern erzeugt werden und sich mit 

mindestens einem der T-States TO bis TI uberlappen. 

Irgendwelche uberlappende T-States abhàngig von 

irgendwelchen vorhergehenden und momentanen Zustnden zu 

erzeugen, ohne dais aber deren Funktion definiert wird, 

durfte nâmlich nicht gewãhrleisten, daZ die genannte 

Aufgabe gelOst wird. 
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Nach der Beschreibung sind für eine erfindungsgemai,e 

Vorrichtung vielmehr "spezifische' weitere T-States 

wesentlich (Seite 6, letzter Absatz) 

Eine entsprechende Definition der "weiteren T-States" 

fehit jedoch im Anspruch 1. 

3.9 	Die Ansicht, die "weiteren T-Statés" selén im Anspruchl 

zu aligemein definiert, wird auch durch die Bezugnabme in 

der Beschwerdebegrundung auf den Umstand bestatigt, daf 

"im gleichen Sinne wie die externen Steuerungsab1ufe 

durch .. TO ... gekennzeichnet sind, ... erfindungsgemàf 

weitere T-States ... die internen Steuerungsab1ufe 

kennzeichnen". 

Hiervon ist nainlich im Anspruch nicht die Rede. 

3.10 Da der Anspruch 1 jedenfalls aus diesen GrUnden (3.8, 

3.9) nicht von der Beschreibung gestOtzt erscheint, kann 

dahingestelit bleiben, ob die zu aligerneine Definition im 

Anspruch auch auf den Begriff "Zustandsparameter" 

zutrifft. 

3.11 Die oben genannten Angaben (s. 3.6) in der angefochtenen 

Entscheidung werden darüber hinaus so verstanden, daE 

sich die rnangelnde Stutzung von der Beschreibung darin 

àui,ert, daZ der Anspruch 1 nicht alle wesentlichen 

Merkmale der (in der Beschreibung offenbarten) Erfindung 

enth1t (Regel 29 (1) i. V. m. (3) EPU). 

Insofern, als dies tatsch1ich der Fall 1st (3.8, 3.9), 

ist einer soichen Beanstandung zuzustirnmen. 

3.12 Diese rnangelnde StQtzung des Anspruchs 1 durch die 

Beschreibung und dieses Fehien wesentlicher Merkmale hat 
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zugleich zur Folge, dag der Anspruch nicht "den 

Gegenstand angibt, für den Schutz begehrt wird" im Sinne 

von Artikel 84, Satz 1, EN). 

Den Gesaintunterlagen ist als mErfindungo, also als 

Gegenstand, für den Schutz begehrt werden kOnnte, trotz 

aligemeiner gehaltener Forinulierung des Anspruchs 

speziell nur eine Vorrichtung entnehmbar, in der die 

erwàhnten " spezifischen "  weiteren T-States erzeugt werden 

(s. 3.8) und interrie Steuerablãufe (s. 3.9) bewirken, urn 

die Steuerung der Inforrnationsverarbeitungsablàufe bei 

Anschlug an das BUS-Konzept jedes der beiden angegebenen 

Intel-Zentraleinheiten zu bewerkstelligen. 

Insofern als in der angefochtenen Entscheidung nicht die 

rein sprachliche Klarheit des Anspruchs, sondern die 

(kiare) Spezifizierung des Gegenstandes, für den Schutz 

begehrt wird (Artikel 84, erster Satz, EN)), angesprochen 

sein solite, ist ihr somit zuzustimmen. 

3.13 Nach alledem ist der Anspruch 1 zwar nicht wegen einer 

blofen Unklarheit über die verwendeten Begriffe, wohi 

aber deswegen nicht gewãhrbar, weil er die in Artikel 84 

EPU geforderte Angabe des Gegenstandes, für den nach dem 

Gesamtinhalt der Arirneldung Schutz begehrt wird, und zwar 

mit alien semen wesentlichen Merkmalen (Regel 29 EN)), 

nicht erfüllt. 

3.14 Wie bereits dargelegt, ist der Anspruch 1 zwar bezUglich 

seiner Begriffe "deutiichTM, wegen deren aligemeinen 

Interpretierbarkeit jedoch als "breit" anzusehen. 

Diese Tatsache hat eine Auswirkung über Artikel 84 EN) 

hinaus, namlich auf die Frage der Patentfãhigkeit 

(Artikel 52 ff). Je breiter ein Anspruch, desto gr61er 
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wird die Wahrscheinlichkejt, dag ein Einwand rnangelnder 

erfinderischer Tãtigkeit (Artikel 56) oder sogar 

mangelnder Neuheit (Artikel 54) erhoben werden kann. 

Es erscheint nicht ausgeschlossen, dag die PrQfungs-

abteilung bei der in der angefochtenen Entscheidung 

gegebenen BegrQndung für die vermutete Unklarheit (s. 

3.6) auch diesen Gesichtspunkt imAuge gehabt hat (s 

3.5). 

Dieser Frage soil daher nunrnehr nachgegangen werden. 

3.15 Im Erstbescheid hat die PrUfungsabteiiung einen Einwand 

mangelnder erfinderischer Tátigkeit erhoben (S. II). Nach 

Einschrnkung zun&chst des Anspruchs 1 und später auch 

des unabhangigen Anspruchs 11 hat sie diesen Einwand 

jedoch nicht rnehr aufgegriffen oder auch nur erwãhnt. 

Trotzdern kann nicht untersteilt werden, dag sie die 

Gegenstnde dieser AnsprQche für patentfahig hielt. Die 

in der angefochtenen Entscheidung gegebene BegrUndung für 

die von ihr vermutete Unklarheit der Anspruche deutet 

eher darauf hin, dag sie diese für zu ailgemein abgefaZt, 

also zu breit hielt, als da:9 diese AnsprQche eine 

gegenuber dern Stand der Technik auf erfinderischer 

Tätigkeit beruhende Erfindung charakterisieren kOnnten. 

In der Tat erschiene es nach der Auffassung der 

Beschwerdekarnmer nicht erfinderisch,gemag dern 

vorliegenden Anspruch 1 bekannten T-States ledigiich 

nicht spezifizierte weitere T-States hinzuzufugen. 

Generell ist die "Vermehrung" irgendweicher bekannter 

technischer Dinge iedigiich eine Frage des Bedarfs und 

daher ais offensichtliche Option anzusehen, solange die 

Aufgabe, Funktion und Wirkung der hinzugefQgten Dinge 

nicht auf einen erfinderischen Schritt hindeuten. 
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In vorliegendein Fall genigen die iibrigen Merkmale des 

Anspruchs 1, die sich mit der - nicht nher 

spezifizierten - Abhangigkeit von gewissen Gr61en und mit 

der - ebenfalls nicht nher spezifizierten - Uberlappung 

mit anderen T-States befassen, nicht die im Anspruch 1 

nicht einmal erwâhnte Funktion der weiteren T-States 

sicherzustellen, deren Wirkung zu gewahrleisten und die 

technische Aufgabe zu lOsen. 

Der un Erstbescheid der Prufungsabteilung erhobene 

Eiriwand mangeinder erfinderischer Tatigkeit ist nach 

Auffassung der Beschwerdekaxnmer durch die Arispruchs-

anderung im Prufungs- oder Beschwerdeverfahren also nicht 

behoben worden. 

3.16 Auch aus diesem Grunde ist der Anspruch 1 nicht 

gewahrbar. 

Dem Hauptantrag der Beschwerdefuhrerin kann schon deshaib 

nicht stattgegeben werden. 

3.17 Da es bei dieser Sachiage nicht darauf ankorrunt, ob der 

Anspruch 11 gewhrbar ware oder nicht, erubrigen sich 

AusfQhrungen hierzu; vgl. jedoch 4.15 und 4.16. 

	

4. 	Hilfsantrag 

	

4.1 	Die Ausfuhrungen zur Deutlichkeit des Begriffs Slwejtere 

T-States" (3.1, 3.2) gelten auch für den Anspruch 1 gemaf 

Hilfsantrag. 

	

4.2 	Der Anspruch 1 enthalt ferner insofern eine Definition 

der "weiteren T-States' 1 , als er angibt, daJ - im 

Gegensatz zur Steuerung von externen Steuerablaufen der 

mikroprogrammierten Einrichtung (gemeint ist ersichtlich: 
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Vorrichtung) durch die T-States TO bis TI - die weiteren 

T-States zur Steuerung von internen Steuerab1ufen der 

Vorrichtung dienen. 

Insoweit trgt dieser Arispruch der Beschwerdebegrundung 

Rechnung (s. 3.9). 

	

4.3 	Diese Definition der "weiteren T-States" erscheint j -edoch 

nicht ausreichend. 

Wie bereits dargelegt, ist das Fehien einer genaueren 

Definition als mangeinde Stützung des Anspruchs 1 von der 

Beschreibung anzusehen (3.7, 3.8). 

	

4.4 	Diese nicht ausreichend genaue Definition der " weiteren 

T-States", also das Fehien wesentlicher Merkmale (s. auch 

3.11), ist ferner als nicht ausreichende Angabe des 

Gegenstandes, für den nach den Gesamtunterlagen Schutz 

begehrt wird (s. 3.12), anzusehen. 

	

4.5 	Der an sich verständliche, aber rnOglicherweise nicht 

ausreichend definierte Begriff "Zustandsparameter" komint 

irn Anspruch 1 dagegen nicht mehr vor; dieser ist vielrnehr 

auf die T-State-Erzeugung in Abhngigkeit von den 

Momentanwerten von Zustands- bzw. Modussignalen 

eingeschrnkt. 

Diese Einschrnkung erscheint zur Definition der 

genannten Abhàngigkeit ausreichend. 

	

4.6 	Zusainmenfassend ist der Anspruch 1 sornit nach Ansicht der 

Kammer gegenuber den Hauptantrag insofern wesentlich 

"verbessert", als in ihn wenigstens ansatzweise eine 

funktionelle Definition der weiteren T-States aufgenornmen 

(4.2) und die "Zustandsparameter" prãzisiert wurden 

(4.5). Der Zuruckweisungsgrund gem&Z der angefochtenen 

Entscheidung erscheint damit in wesentlichen beseitigt. 
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Wegen des noch verbiiebeneri Mangeis (4.3, 4.4) erscheint 

der Anspruch aber dennoch nicht ohne weiteres gewàhrbar. 

	

4.7 	was die Frage der Patentf&higkeit betrif ft (vgl. hierzu 

3.14, 3.15), so erscheint nicht ausgeschlossen, dag durch 

die den Anspruch 1 einschrànkenden Anderungen (4.2 und 

4.5) und ggf. noch vorzunebmende Einschrànkungen (vgl. 

4.3, 4.4) der Einwand mangeinder erfinderischer Ttigkeit 

beseitigt oder beseitigbar ist. Jedoch hatte die 

Prufungsabteiiung bisher weder Gelegenheit noch eine 

Veranlassung, diesbezuglich Steliung zu nebmen. 

Die Kanirner sieht deshaib derzeit keine Veraniassung, 

vorgreif end hierzu eine Meinung zu auZern. 

	

4.8 	Da der Anspruch 1 jedoch wenigstens im Ansatz als 

Grundlage für die weitere Prufung geeignet erscheint, 

soil nunmehr zum Anspruch 11 Stellung genommen werden. 

	

4.9 	Der Begriff "weitere T-StatesM ist aus den bereits 

erwàhnten Gründen auch im Anspruch 11 ais kiar anzusehen 

(s. 4.1). 

4.10 Desgieichen ist der Anspruch 11 bezUgiich der 

Abh&ngigkeit der T-State-Erzeugung kiar (s. 4.5). 

4.11 Somit ist nach Ansicht der Kammer auch dieser Anspruch 

bezuglich der beanstandeten Begriffe zwar rnOgiicherweise 

TMbreit", aber nicht unklar; d. h. er ist deut1ich" im 

Sinne von Artikel 84, zweiter Satz, EPU. 

4.12 un Anspruch 11 erfahrt ferner einer der "weiteren T-

States", nm1ich TVB, im Kennzeichnungsteil eine 

Definition. 
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Insoweit, als die anderen "weiteren T-States" aber nach 

wie vor nicht definiert sind, trif ft der obige Einwand 

der mangeinden StQtzung von der Beschreibung jedoch in 

gleicher Weise zu (S. 4.3) 

4.13 Ferner àuEert sich die mangeinde StUtzung auch dadurch, 

dais der Anspruch nicht alle wesentlichen Merkmale der 

(offenbarten) Erfindung enth1t. 

4.14 Weiterhin 1uft die mangeinde StUtzung auf den Einwand 

hinaus, dag der Anspruch nicht den Gegenstand angibt, für 

den nach dem Gesamtinhalt der Anineldung Schutz begehrt 

wird (vgi. auch 3.12). 

4.15 Hinzu kornmen beim Verfahrensanspruch folgende, in der 

angefochtenen Entscheidung zwar nicht beanstandete, 

jedoch in einem vorangegangenen Bescheid unter den 

Stichworten "Einheitlichkeit" und " gemeinsames 

erfinderisches Konzept" angedeutete tatsàchliche 

Unklarheiten Qber den Gegenstand des Anspruchs 11 un 

Verh1tnis zurn Anspruch 1: 

Erstens ist grarnmatisch unklar, worauf sich im Nebensatz 

"wobei die Erzeugung ... erfolgt und wobei sich jeder 

uberlappt" das ansch1ie1,ende "und mit ... bezieht. 

Desgleichen ist unklar, worauf sich im Nebensatz "wobei 

jedem Kanal ... zugeordnet ist in dem ... gespeichert 

ist° das anschlieEende "und mit . .." bezieht. 

Vor aliem ist aber unklar, worauf sich die RQckbeziehung 

"nach einem der vorhergehenden Ansprüche" bezieht. Zwar 

kOnnte, da im Anspruch 1 em "Mikroprogramm-Latch" nicht 

vorkorntnt, angenommen werden, daZ sich die RQckbeziehung 

nicht nur auf dieses "Mikroprogramm-Latch", sondern auf 

die im Anspruch 1 definierte "integrierte mikro- 

prograrnrnierte Vorrichtung" als Ganzes beziehen soil; 

hierzu stQnde jedoch die Tatsache in Widerspruch, daZ 
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eine soiche inikroprograrnmierte vorrichtung, wie sie mi 

Oberbegriff dieses Arxspruchs angegeben ist, nàirtiich mit 

mehreren steuerbaren Kanlen, je einem Mikroprograxrtm-

instruktionsregister und einem Nikroprograinm-Latch, nicht 

Gegenstand des Anspruchs 1 ist. 

Auch ist unklar, weiche Merkmaie die Ruckbeziehung 

beinhalten (d. h. zur Vermeidung von Wiederhoiungen 

ersetzen) soil. Im Oberbegriff werden zahireiche Merkmale 

des Anspruchs 1 wiederholt, andere hingegen nicht. Bei 

dieser Anspruchsform ist unkiar, ob die nicht 

wiederhoiten Merkinale (seien dies funktioneile oder 

Zweckangaben wie uzur  Ermoglichung eines Anschlusses ... 

oder Definitionen der T-States) ais in der Ruckbeziehung 

eingeschlossen, d. h. durch sie ersetzt, geiten solien 

oder nicht. 

In abhangigen Anspruchen ersetzt eine Bezugnabine auf 

einen anderen Anspruch bekanntlich, und wie in den 

Anspruchen 2 bis 10 praktiziert, all. Merkmale dieses 

anderen Anspruchs, so daft nachfolgend nur die 

zustz1ichen Merkmale anzugeben sind, für die Schutz 

begehrt wird (Regel 29 (4) EPU). Anspruche verschiedener 

Kategorien gelten aber als uunabhangigeu  Anspruche. Dies 

schiieft eine Rückbeziehung auf andere unabhàngige 

AnsprUche, nm1ich soiche einer anderen Kategorie, nicht 

aus; jedoch mug dann eindeutig klargemacht werden, ob die 

RUckbeziehung Merkmale ersetzen soil oder nicht. Im 

ersteren Falle mug sie nach Ansicht der Kamrner aus 

Kiarheitsgründen alle Merkmaie ersetzen, im letzteren 

keines. 

Der Anspruch ii ist somit in der Tat, wenn auch nicht aus 

den in der angefochtenen Entscheidung angegebenen 

GrUnden, unkiar. 
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4.16 Weiterl-iin verstOlt der Anspruch 11 of fenbar auch gegen 

Regel 29 (1) (a) und (b) EN). 

Nach dieser Vorschrift gehoren in den Oberbegriff (nur) 

diejenigen technischen Merkxnaie des beanspruchten 

Gegenstandes, die in Verbindung rniteinander zum Stand der 

Technik gehoren. Der Oberbegriff des Anspruchs enthãlt 

jedoch Merkmaie, von denen offénsIchtlich, da sie ja im 

Kennzeichnungsteii des Anspruchs 1 ais neu beansprucht 

werden, angenommen werden soil, daft sie nicht zuin Stand 

der Technik gehOren, sowie weitere Merkmaie, die 

moglicherweise ebenfalls nicht zuxn bekannten 

Ausgangspunkt gehOren. 

Nach der Systematik des Ubereinkomrnens stelit auch eine 

unrichtige Abgrenzung gem&g Regel 29 wegen der damit 

verbundenen Unklarheit uber das Verhãltnis zwischen 

Erfindung und Stand der Technik elnen Verstoi. gegen 

Artikel 84 EN) dar. 

4.17 Der Anspruch 11 ist aus diesen Gründen (4.12 bis 4.16) in 

der vorliegenden Fassung nicht gewhrbar. 

4.18 Hinsichtiich der Frage der Patentfhigkeit wird auf obige 

Ausfuhrungen (4.7) verwiesen. 

	

5. 	Sch1uLfo1gerungen 

	

5.1 	Aus den unter 3. genannten GrUnden (3.7 - 3.16) ist der 

Hauptantrag der BeschwerdefUhrerin abzulehnen. 

Aus den unter 4. genannten GrQnden (4.3, 4.4, 4.6, 4.12 - 

4.17) kann aber auch dem Hilfsantrag nicht ohne weiteres 

stat tgegeben werden. 
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5.2 	Jedoch erlaubt es der dargelegte Sachverhalt, 

insbesondere wie unter 4.6 und 4.7 angedeutet, die 

Beschwerde nicht zurückzuweisen, sondern dern Antrag der 

Beschwerdeführerifl jedenfalls insoweit stattzugelDefl, als 

die angefochtene Entscheidurxg aufzuheben und die 

Anrneldung der WeiterprUfung zuzuführen ist. 

	

5.3 	Andererseits erscheint es der Kainrner im vorliegenden Fall 

nicht angebracht, hinsichtlich der weiteren PrUfung der 

Anineldung im Rabmen der Zustandigkeit des Organs ttig zu 

werden, das die angefochtene Entscheidung erlassen hat. 

Vielrnehr erscheint es ihr bei der gegebenen Sachlage 

zweckinàfiger, die Angelegenheit zur weiteren Entscheidung 

an dieses Organ zurUckzuverweisen (Artikel 111 (1) EPU). 

Aufer der Tatsache, daIs zwar der Anspruch 1 gemã1 

Hilfsantrag wenigstens un Gro1en und Garizen als Grundlage 

für die Weiterprufung geeignet erscheint (s. 4.6, 4.8), 

der Anspruch 11 jedoch wesentlicher Anderungen bedarf (s. 

insbesondere 4.15 und 4.16), die nicht auf dem in der 

angefochtenen Entscheidung angegebenen Zurückweisungs- 

grund beruhen, ist hierfür insbesondere der Urnstand 

maigebend, dai!, eine Sachprufung des Gegenstandes der 

Anspruche gem,&S Hilfsantrag nicht als durchgeführt 

anzusehen ist (S. 4.7, 4.18) 

	

5.4 	Die Kazniner hat in Anbetracht dieses Ergebnisses davon 

abgesehen, die ubrigen Anrneldungsunterlagen daraufhin zu 

prüf en, ob sie für eine Patenterteilung geeignet wären. 

Es fiel lediglich auf, da1 

- im Anspruch 11 ein Bezugszeichen (RDW) zu berichtigen 

ist; 
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die Darstellung der beanspruchten Erfindung in der 

Beschreibung (Seite 3, Absatz 1 und 2) einen Hinweis 

auf den unabh&ngigen Verfahrensanspruch vermissen 

lã1t. 

5.5 	Im Ergebnis ist somit festzuhalten, daZ die FortfQhrung 

des Verfahrens durch die erste Instanz auf der Grundlage 

der AnsprQche gemAZ Hilfsantrag (s.Vt), jedoch mit der 

MaZgabe erfolgen soil, dag die Hinweise in den obigen 

Abschnitten 4.3 und 4.4 sowie 4.12 if zu beachten sind. 

Entscheidungsformel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Der Hauptantrag wird zuruckgewiesen. 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben und die 

Angelegenheit zur weiteren Entscheidung auf der Grundlage 

der Unterlagen gemai3 Hilfsantrag (vgl. VI) unter 

Beachtung obiger Hinweise (5.5) an die erste Instanz 

zuruckverwiesen. 

Die Geschãftsstellenbeamtin: 	 Der Vorsitzende: 

M. Kiehl 
	

P.K.J. Van den Berg 
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